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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 03-197
„Zwirgabel II“ Oberschmeien
1. Grund für die Aufstellung

Mit dem Bebauungsplan „Zwirgabel II“ werden die planungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Entwicklung von Wohnbaugrundstücken auf aktuell
landwirtschaftlich genutzter Fläche am nordöstlichen Siedlungsrand von Oberschmeien
geschaffen.
Er bildet den Rahmen für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung zur Erweiterung
des bestehenden Wohngebiets „Zwirgabel“, dessen Erweiterung bereits konzeptionell
vorbereitet wurde und in dem aktuell keine freien Bauplätze mehr zur Verfügung
stehen.

2. Lage und Abgrenzung des Gebiets
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Zwirgabel II“ erstreckt sich über ca.
16.300 m2. Der genaue Geltungsbereich ist im Plan 03-197 (Stand 19.8.2022)
zeichnerisch festgelegt. Er schließt das Flurstück Nr. 283/9 ein, das im seit 28.3.2002
rechtskräftigen Bebauungsplan 03-137 „Zwirgabel“ als Sportfläche festgesetzt wurde.
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3. Geltendes Recht und Verfahren
Für die bisherigen Außenbereichsflächen wird das „beschleunigte Verfahren“ nach
§ 13b BauGB angewandt.

Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des Verfahrens stellen sich wie folgt dar:
- Das Planungsgebiet schließt an einen im Zusammenhang bebauten

Siedlungsbereich an.
- Die überbaubare Grundfläche wird mit höchstens 4.000 m² bei einer GRZ-

Obergrenze nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO von 0,3 deutlich geringer als die nach
§ 13b BauGB maximal zulässige Fläche von 10.000 m² sein.

- Entsprechend des B-Plans zulässige Vorhaben erfordern keine Prüfung nach dem
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz.

- Aufgrund dieses B-Plans werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten
Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt (Abstand
zum FFH-Gebiet „Schmeietal“ min. 200 m).

- Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Donau- und Schmeiental“ wird vom
Geltungsbereich des Bebauungsplans „Zwirgabel II“ vernachlässigbar tangiert
(s. Planeintrag).

- Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50
Satz 1 des BImSchG zu beachten sind.

Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen:
· keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,
· die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung entfällt,
· die Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt,
· auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind (nach

§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet,
· keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB,
· kein Monitoring gemäß § 4c BauGB.

Im Flächennutzungsplan (FNP) des Gemeindeverwaltungsverbandes Sigmaringen ist
der Planungsbereich als geplante Wohnbaufläche (W) gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO
dargestellt.
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FNP GVV Sigmaringen, 2005

4. Planungskonzept
Das städtebauliche Plankonzept vom Bebauungsplan „Zwirgabel“ von 2002 wird für den
Bebauungsplan „Zwirgabel II“ weiterentwickelt und geringfügig modifiziert.
Durch die Erhöhung der zulässigen Geschossflächenzahl von 0,4 auf 0,5 und den
Verzicht auf eine Traufhöhenbeschränkung sowie die Ausweitung der zulässigen
Dachneigung von 28 - 40° auf 22 - 45° für Sattel- oder Walmdach soll einerseits eine
Bebauung mit mehr Geschossfläche und besseren Ausnutzung des Dachgeschosses
ermöglicht werden, anderseits der Maßstab der vorhandenen Baustruktur mit
unveränderter Gebäude-/ Firsthöhenbegrenzung von max. 8,00 m ü. EFH im Plangebiet
gewahrt werden.

5. Verkehrserschließung
Die Verkehrserschließung des Baugebietes ist mit der geplanten Weiterführung der
bestehenden Erschließungsstraßen „Zwirgabel“, „Hirtenbohl“ und „Rübäcker“ mit
einheitlich 5,50 m Fahrbahnbreite und zusätzlichem einseitigem Gehweg (1,80 m
Breite) entlang der Straßen „Zwirgabel“ und „Hirtenbohl“ auf der Grundlage des
städtebaulichen Entwicklungskonzepts zum Bebauungsplan „Zwirgabel“ aus dem Jahre
2002 geplant.
Über einen Gehweg vom Ende des Stichwegs „Hirtenbohl“ ist der geplante Bolzplatz
erreichbar.
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6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes
Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie Abwasser
ist nach Durchführung der Erschließungsmaßnahmen im Anschluss an die bestehende
Leitungsinfrastruktur gesichert.

7. Bodenordnende Maßnahmen
Die Fläche des Geltungsbereichs ist vollständig im Eigentum der Stadt. Es sind keine
bodenordnenden Maßnahmen nach § 45 ff. BauGB erforderlich.

8. Auswirkungen des Bebauungsplans
Der Bericht mit Umweltinformationen (Josef Grom, 24.11.2020, s. Anlage) kommt zu
dem Ergebnis, dass mit dem Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen
vorbereitet werden. Aufgrund der artenschutzrechtlichen Relevanzbegehung und
Datenrecherche werden keine speziellen vertiefenden Untersuchungen erforderlich.
Aufgrund eines der unteren Naturschutzbehörde bekannten nahegelegenen
Fledermausquartiers werden einzelne Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen in den
Bebauungsplan aufgenommen.
Die Geltungsbereichserweiterung gegenüber der Planung zum Zeitpunkt der
Umweltbewertung mit einem weiteren Baugrundstück sowie dem geplanten Spielplatz
und die Einbeziehung des Bolzplatzes des bestehenden Bebauungsplanes „Zwirgabel“
verändern nicht die Gesamteinschätzung der Umweltauswirkungen, die durch diesen
Bebauungsplan ermöglicht werden. Das Landschaftsschutzgebiet, das an dieser Stelle
mit einer kleinen Insel bis in den Ortsteil reicht, begrenzt den Planbereich.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 03-197
„Zwirgabel II“ Oberschmeien

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
s. Planeinschrieb
- Allgemeines Wohngebiet – WA gemäß § 4 BauNVO
Die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3. bis 5. BauNVO „Anlagen für Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen“ sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, also
auch nicht ausnahmsweise zulässig (gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO).

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO)
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch:

2.1 Die Grundflächenzahl – GRZ (§ 19 BauNVO)
s. Planeinschrieb

2.2 Die Geschoßflächenzahl – GFZ (§ 20 BauNVO)
s. Planeinschrieb

2.3 Die Höhe baulicher Anlagen - GH (§§ 16 Abs. 2 und 18 Abs. 1 BauNVO)
s. Planeinschrieb
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (GH) ist der höchste Punkt des
Gebäudes inkl. Dachaufbauten bezogen auf die geplante und genehmigte
Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH).
Überschreitungen der GH können für die Aufständerung von Photovoltaik- und
Solarthermieanlagen nach §31 Abs. 1 BauGB bis max. bis max. +1,00 m Höhe
zugelassen werden.
Die EFH ist im Plan für jedes Hauptgebäude als Höchstwert in Meter ü. NN festgesetzt.
Von der EFH können aufgrund der konkreten Lage des Gebäudes im Gelände und
einer daraus resultierenden zweckwidrigen Höhenlage Ausnahmen nach § 31 Abs. 1
BauGB bis zu +0,5 m zugelassen werden. Der Nachweis über die Höhenlage ist gemäß
§ 2 Abs. 3 LBOVVO zeichnerisch darzustellen.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2. und Nr. 6 BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO)
3.1 Die Bauweise
s. Planeinschrieb

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen
s. Planeintrag
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt.
Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. Garagen, überdachte
Stellplätze sowie Nebenanlagen nach § 14 sind außerhalb der Baugrenzen zulässig,
wenn sie zu den baulichen Anlagen ohne eigene Abstandsflächen gemäß § 6 LBO
zählen. Carports und Garagen müssen jedoch straßenseitig einen
Mindestgrenzabstand von 3,00 m einhalten.
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3.3 Die Stellung der baulichen Anlagen
s. Planeintrag
Die festgesetzte Gebäudestellung (bei Sattel- oder Walmdach Firstausrichtung) ist
parallel oder senkrecht zur jeweiligen Straße ausgerichtet. Abweichungen sind bis zu
10° zulässig, wenn sie vom Grundstückszuschnitt begründet und abgeleitet sind.

4. Sichtflächen - freizuhalten von Sichthindernissen
(§ 9 Abs.1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB, entsprechend RASt 2006 6.3.9.3 Anfahrsicht)
s. Planeintrag
Die Sichtfelder müssen zwischen 0,8 m und 2,5 m Höhe von ständigen
Sichthindernissen, parkenden Kraftfahrzeugen und sichtbehinderndem Bewuchs
freigehalten werden. Bäume, Lichtmaste und ähnliches sind innerhalb der Sichtfelder
möglich, wenn sie die Sicht nicht verdecken.

5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11. BauGB)
s. Planeintrag

6. Fläche für die Versorgung mit Strom/ zum Abstellen von Abfall  (§ 9 Abs. 1 Nr. 12.
BauGB)
s. Planeintrag

7. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
s. Planeintrag

Die festgesetzten Anpflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Bäume
sind bei Abgängigkeit innerhalb eines Jahres durch gleichartige Pflanzen zu ersetzen.
Der Abstand der Bäume von der straßenseitigen Grenze soll mindestens 1,5 m und
nicht mehr als 3,0 m betragen. Die Straßenbäume können parallel zur Straßenachse
mit bis zu +/-5,0 m Abweichungen vom festgesetzten Standort gepflanzt werden, um
auf die Grundstücksnutzung (Zuwege) zu reagieren.
Geeignete Baum- und Straucharten sowie die Art der Pflanzungen sind in den örtlichen
Bauvorschriften III. § 2 Nr. 5 sowie in den Hinweisen IV. Nr. 7 beschrieben.

8. Öffentliche Grünfläche – Bolzplatz (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
s. Planeintrag

Der Verlust des bestehenden Bolzplatzes wird mit der Anlage der neuen öffentlichen
Grünfläche im Südosten des Gebietes ersetzt.

9. Maßnahme zum Naturschutz
(§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Im gesamten Geltungsbereich gilt für die Außenbeleuchtung: Zulässig ist nur
zielgerichtete Beleuchtung nach unten mit Vermeidung von seitlicher Lichtabstrahlung
und Streulicht (keine Abstrahlung oberhalb von 85° zur Senkrechten). Das heißt,
Verwendung von Leuchtmitteln, die warmweißes Licht (bis max. 3000 Kelvin) mit
möglichst geringen Blauanteilen (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) und ohne
UV-Anteil ausstrahlen. Natriumdampflampen und bernsteinfarbene bzw. warmweiße
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LED-Lampen sind Metallhalogen- und Quecksilberdampflampen vorzuziehen. Das
Leuchtgehäuse muss staubdicht sein, um das Eindringen von Insekten zu verhindern.
Staubdicht ist ein Leuchtgehäuse, wenn die erste Kennziffer der IP-Schutzklasse 6
beträgt. Die Oberflächentemperatur des Leuchtgehäuses darf max. 40 °C betragen, um
einen Hitzetod anfliegender Insekten zu vermeiden. Über die verkehrstechnische und
funktional erforderliche Beleuchtung hinaus soll möglichst reduziert (zeitlich und in
Menge) beleuchtet werden, um angrenzende Biotope unbeeinträchtigt zu lassen.
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO zum
Bebauungsplan 03-197 „Zwirgabel II“ Oberschmeien

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplanes „Zwirgabel II“ 03-197, Gemarkung Oberschmeien, in der Fassung vom
24.11.2020.

§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
Ziele der örtlichen Bauvorschriften sind,

- durch Regeln zu Dachformen das vorhandene Ortsbild mit einheitlicher Dachlandschaft zu
wahren;

- durch die Beschränkung der Höhe von Einfriedungen straßenseitig zur Verkehrssicherheit
beizutragen und den Bereich vor dem Haus öffentlich einsehbar zu halten;

- durch die Beschränkung der Höhe von grenznahen Stützmauern die geplante
Geländegestaltung gegenüber benachbarten Grundstücken ohne größere Abgrabung oder
Anfüllung am bestehenden Höhenverlauf zu orientieren;

- durch eine gleichartig angelegte Baumreihe den Ortsrand durchgehend zu prägen;

- durch Anlage befestigter Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen den
Oberflächenabfluss zu verringern.

- mit der erhöhten Stellplatzverpflichtung dem tatsächlichen Bedarf zu entsprechen, so dass
öffentliche Verkehrsflächen nicht für den ruhenden Verkehr genutzt werden.

1. Für Hauptgebäude sind Dachformen und Dachneigungen entsprechend der Einschriebe
im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes zulässig.
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)
Dachaufbauten und Einschnitte sind zulässig, wenn sie dem Hauptgebäude untergeordnet
sind und die Hauptdachform deutlich erkennbar bleibt. Das heißt, sie dürfen in Summe
maximal 2/3 der Gebäudelänge ausmachen; sie müssen vom Ortgang sowie vom First
mindestens 1,0 m Abstand haben und traufseitig mindestens 1,0 m von der Außenwand
zurückgesetzt sein.
Dachaufbauten sind mit von der Hauptdachform abweichender Dachform zulässig, jedoch
für ein Gebäude einheitlich zu gestalten.
Ausnahmen von den Regeln zu Dachaufbauten können gemäß § 56 Abs. 3 LBO
zugelassen werden, wenn sie den Gesamteindruck des Gebäudekörpers mit Sattel- oder
Walmdach nicht beinträchtigen.
Doppelhäuser sind in gleicher Dachform, gleicher Dachneigung und einer einheitlichen
Dachdeckung auszuführen oder so zu gestalten, dass sie nach Form, Maßstab, Werkstoff,
Farbe und Verhältnis der Baumassen und Bauteile zueinander nicht verunstaltet wirken.
Dieser Gestaltungsgrundsatz gilt ebenso für ihre Fassaden.
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 und § 11 Abs. 2 LBO)
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2. Straßenseitige Einfriedungen sind bis maximal 1,0 m Höhe zulässig. Bei
Gehölzpflanzungen (Hecken) entlang öffentlicher Verkehrsflächen ist eine Höhe bis
maximal 2,0 m zulässig.
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

3. Stützmauern zur Geländemodellierung und Absicherung der Höhenunterschiede sind an
den Grundstücksgrenzen sowie im bis zu 2,0 m breiten Grenzbereich bis maximal 1,0 m
Höhe zulässig. (§ 10 i.V.m. § 74 Abs. 3 LBO) Der Nachweis über Geländeveränderungen
ist gemäß § 2 Abs. 3 LBOVVO in den Planunterlagen darzustellen.

4. Für die festgesetzten Straßenbäume sind mittel- bis großkronige Laubbäume zu pflanzen,
die als Hochstamm mit 4,5m hohem Lichtraumprofil zur Straße auszubilden sind. Die
Mindest-Pflanzgröße beträgt 16 - 18 cm Stammumfang.
Folgende Baumarten sind zu verwenden:

Feld-Ahorn (Acer campestre)
Spitz-Ahorn (Acer platanoides)
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Sand-Birke (Betula pendula)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Rotbuche (Fagus sylvatica)
Vogel-Kirsche (Prunus avium)
Stiel-Eiche (Quercus robur)
Sal-Weide (Salix caprea)
Vogelbeere (Sorbus aucuparia)
Elsbeere (Sorbus torminalis)
Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
Wild-Apfel (Malus domestica)
Holz-Birne (Pyrus pyraster)
Obst-Hochstämme in Sorten

Falls Befestigungen im Trauf- und Wurzelbereich erforderlich sind, sind die Wurzeln durch
fachgerechte Wurzelbrücken vor Druck und Beschädigung zu sichern sowie die Fläche
wasserdurchlässig anzulegen. Pro Baum sind mind. 12 m³ Wurzelraum mit einer
Mindestbreite von 2,50 m vorzusehen. (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Mit der Pflanzauswahl aus den Hinweisen IV. Nr. 7 ist für das festgesetzte Pflanzgebot eine
doppelreihige Hecke aus freiwachsenden Sträuchern auszubilden.

5. Befestigte Grundstückszufahrten, PKW-Stellplätze und Hofflächen sind in offenporiger,
wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen. Geeignete Beläge sind z.B.
Rasenfugenpflaster, Schotterrasen, Betonrasensteine, Dränpflaster, wassergebundene
Decke.
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6. Die nach Landesbauordnung notwendigen Kfz-Stellplätze für Wohnungen werden
- für Wohnflächen ab 50 m2 auf 1,5 je Wohneinheit;
- für Wohnflächen ab 100 m2 auf 2,0 je Wohneinheit erhöht.
Das Ergebnis ist je Gebäude aufzurunden. Wenn ein Mindestabstand von der
straßenseitigen Grenze zur Garageneinfahrt von 5 m eingehalten wird, kann die Fläche vor
der Garageneinfahrt als privater Stellplatz genutzt werden und wird für dieselbe
Wohneinheit in die Berechnung der erforderlichen Stellplätze miteinbezogen.

§ 3 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung vorsätzlich
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften
gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

§ 4 Inkrafttreten
Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs.
7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise

1. Bodenschutz
Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem Boden sind zu
beachten. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 4
BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG).
Der Mutterboden ist getrennt vom übrigen Aushub abzutragen und vor Vernichtung oder
Vergeudung zu schützen (§§ 1 und 202 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG, 4 BodSchG).
Um die biologische Aktivität des Mutterbodens zu erhalten, ist dieser in maximal 2 m
hohen Mieten bis zur Wiederandeckung/Verarbeitung zwischenzulagern. Die Mieten
sind durch geeignete Profilierung vor Vernässung zu schützen.
Bei Geländeauffüllungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des
Erdmassenausgleichs oder der Geländemodellierung, darf der humose Oberboden
(Mutterboden) des Urgeländes nicht überschüttet werden.
Bei der Erschließung und den einzelnen Bauvorhaben ist den Standards der DIN 19731
zur „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie dem Merkblatt des Landkreises Sigmaringen
"Bodenschutz bei Bauarbeiten" zu folgen.

Der Oberboden aus dem nördlichen Planungsgebiet, der nicht innerhalb des Wohn-
gebiets wiederverwendet werden kann, sollte im Rahmen des Bodenmanagements auf
geeignete Ackerflächen, für die langfristig keine Bebauung vorgesehen ist, mit einer
max. Auftragsstärke von 20 cm aufgebracht werden. Die Maßnahme ist fachkundig
umzusetzen, um sowohl den aufzubringenden als auch den vorhandenen Humus in
seiner Struktur und Ertragsfähigkeit zu schützen. Die Auftragsflächen sind vorab mit
dem Landratsamt abzustimmen.

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen, die
potenziell Schwermetalle freisetzen, sollen nicht verwendet werden, um unnötige
Schadstoffbelastungen des Grundwassers zu vermeiden. Ansonsten ist bei
Niederschlagsabflüssen von unbeschichteten Metalldächern aus Kupfer, Zink oder Blei
aufgrund möglicher Abschwemmungen der genannten Schwermetalle eine geeignete
Vorbehandlung erforderlich, um Beeinträchtigungen des Boden-Grundwasser-Systems
weitgehend auszuschließen.

2. Niederschlagswasser
Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten
Flächen ist der § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von
Niederschlagswasser) sowie der § 46 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg
(Abwasserbeseitigungspflicht) zu beachten. Die Versickerung des Niederschlagwassers
muss auf den einzelnen Baugrundstücken über eine Sickermulde erfolgen, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 WHG).
Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für
den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138
sowie der Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des
Umweltministeriums anzuwenden.
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Bei der Erstellung einer Versickerungsanlage ist zu beachten, dass es zu keiner
Beeinträchtigung von Nachbargrundstücken oder Gebäuden kommt.
Es wird angeregt, Flachdächer (Garagen) sowie flach geneigte Dächer mit einer
mindestens extensiven Dachbegrünung auszuführen und Regenwasser für die Nutzung
in Zisternen zu speichern, um den Oberflächenabfluss der Privatgrundstücke zu
reduzieren.

3. Wassergefährdende Stoffe
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, Diesel)
müssen die Anforderungen, die sich aus der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen - AwSV- ergeben, eingehalten werden. Flächen, auf denen
mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sowie Flächen, auf denen stärkere
Ablagerungen durch Immissionen zu erwarten sind, müssen wegen deren
Schmutzfrachten und aus Vorsorgegründen an die Sammelkläranlagen angeschlossen
werden.

4. Grundwasser
Falls bei Bauarbeiten im Plangebiet Grundwasser angetroffen wird, ist sofort der
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen zu informieren.
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass einer dauerhaften Grundwasserabsenkung
nicht zugestimmt werden kann.

5. Geotechnik
Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B.
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des
Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.
Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes wird auf das Geotop-Kataster
vom LGRB im Internet hingewiesen (http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope).
Für Bohrungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht (§ 4 Lagerstättengesetz) beim
LGRB. Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden
Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten
der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.

6. Bauabfall
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden.
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der
Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall
eingestuften Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr BW
vom 13.04.2004 einzuhalten. Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der
durchwurzelbaren Bodenschicht oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) anzuwenden.
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7. Pflanzung von Gehölzen
Es sollen bei Gehölzpflanzungen, besonders bei Hecken entlang der
Grundstücksgrenzen, vorwiegend standortheimische Arten verwendet werden. Dadurch
kann eine möglichst landschaftsgerechte Eingrünung des neu entstehenden
Siedlungsbereiches erreicht werden. Zusätzlich zur Auswahl der Baumarten (s. örtliche
Bauvorschrift § 2 Nr. 5) werden nach dem Leitfaden der LfU (2002) folgende Pflanzen
empfohlen:

Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Haselnuss (Corylus avellana)
Zweigriffeliger Weißdorn (Crataegus laevigata)
Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
Gemeines Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
Gemeiner Liguster (Ligustrum vulgare)
Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Echter Kreuzdorn (Rhamnus cathartica)
Hunds-Rose (Rosa canina)
Wein-Rose (Rosa rubiginosa)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Trauben-Holunder (Sambucus racemosa)
Wolliger Schneeball (Viburnum lantana)

8. Die angrenzenden gesetzlich geschützten Biotope dürfen nicht beeinträchtigt
werden. Während der Erschließungs- und Bauarbeiten dürfen die geschützten Biotope
nicht befahren werden oder zur Lagerung von Materialien, Fahrzeugen o. Ä. verwendet
werden.

Lageplan der geschützten Biotope und des Landschaftsschutzgebietes im Umfeld des Plangebietes
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9. Immissionsschutz bei Nebenanlagen
Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Blockkraftwerken
und Klimaanlagen ist der „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei
stationären Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und
Mini-Blockheiz-Kraftwerke)“ der Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz
(LAI) zu beachten.
In allgemeinen Wohngebieten gelten nach TA Lärm die lmmissionsrichtwerte von
55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts.

Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar:
https://wvvw.Iai-immissionsschutz.de/AktueIles.htmI?newsID=93
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1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Stadt Sigmaringen plant am nordöstlichen Ortsrand von Oberschmeien auf Flst. 296/1, 1898, 

1899, 1900, 1901, 1902 und Teilflächen der Flst. 296/2, 297, 1881, 1903 und 1904 die Auswei-

sung eines Allgemeinen Wohngebietes zur Deckung des Bedarfs an Wohnbauflächen im An-

schluss an das bestehende Wohngebiet „Zwirgabel“. Das Gebiet umfasst eine Fläche von ca.  

1,3 ha und sieht ca. 16 Wohnhäuser vor (Abb. 1). Es handelt sich um Außenbereichsflächen nach 

§ 13b BauGB. Der Bebauungsplan „Zwirgabel II“ wird im beschleunigten Verfahren entspre-

chend § 13a BauGB aufgestellt. Der Bebauungsplan muss nach dem Leitfaden UM 2011 be-

stimmte Kriterien erfüllen, damit das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewendet 

werden darf. Diese werden in der Begründung zum Bebauungsplan behandelt. 

 

 

Abb. 1: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan (Stadt Sigmaringen) 
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2 Beschreibung des Planungsgebietes 

Das Planungsgebiet liegt im Naturraum „Baaralb und Oberes Donautal“ oberhalb des Schmeien-

tals. Das Planungsgebiet ist flach wellig und steigt leicht nach Nordosten hin an. Es wird durch 

einen bestehenden Asphaltweg („Zwirgabel“, Flst. 1881) geteilt. Der Bereich nördlich des Weges 

wird als Wiese genutzt. Hier wurde bereits ein Teilstück der geplanten Straße zur Erschließung 

des Baugebiets „Zwirgabel II“ hergestellt. Südlich des Weges bestehen Ackerflächen, die durch 

einen Grasweg erschlossen werden. Den Übergang von der bestehenden Bebauung zu den Acker-

flächen bilden teilweise schmal ausgebildete Grünlandflächen.  

 

3 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

3.1 Betroffene Schutzgebiete und Biotopverbund 

Das gesamte Planungsgebiet liegt innerhalb des Naturparks „Obere Donau“. Randlich kommt es 

nach den Daten der LUBW formal zu einer geringfügigen Überschneidung von etwa 87 m2 mit 

dem Landschaftsschutzgebiet „Donau- und Schmeiental“ (Nr. 4.37.036). Dies kann als Unschärfe 

bei der Abgrenzung des Schutzgebiets gewertet werden, da diese auf einer Kartengrundlage mit 

deutlich kleinerem Maßstab vorgenommen wurde, und ist somit nicht als relevant einzustufen.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans überschneidet sich im südlichen Bereich randlich mit 

einer Kernfläche des landesweiten Biotopverbunds trockener Standorte auf sehr wenigen Quad-

ratmetern und mit dem Kernraum auf etwa 45 m2. Auch diese Überschneidungen sind nach An-

sicht der Verfasser nicht relevant. Mit der Kernfläche ist die auf der anderen Seite des Feldweges 

außerhalb des Geltungsbereiches gelegene, nach § 33 NatSchG besonders geschützte Feldhecke 

gemeint, so dass es faktisch zu keiner Überschneidung mit dieser Kernfläche kommt. Die gering-

fügige Überschneidung mit dem Kernraum ist vernachlässigbar. 

Das Grundstück 296/1 stellt eine Kernfläche des landesweiten Biotopverbundes mittlerer Standor-

te dar (Abb. 2). Die Fläche wird derzeit als Bolzplatz genutzt. Ein Großteil des Planungsgebiets ist 

ausgehend von dieser Fläche als 500m-Suchraum der Biotopverbundplanung mittlerer Standorte 

gekennzeichnet. Im Rahmen der Geländebegehung konnten keine Anhaltspunkte dafür gefunden 

werden, weshalb das Flst. 296/1 als Kernfläche des Biotopverbunds mittlerer Standorte und die 

angrenzenden Flächen daraus resultierend als 500m-Suchraum eingestuft wurden. Die Fläche 

weist keine besondere Qualität auf. 
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Abb. 2: Flächen der landesweiten Biotopverbundplanung 

 

Weitere Schutzgebiete sind innerhalb des Planungsgebiets nicht verzeichnet. In der näheren Um-

gebung des Planungsgebiets sind mehrere nach § 33 NatSchG besonders geschützte Biotope (Ge-

hölze und Magerrasen) verzeichnet. Südlich des Planungsgebietes befindet sich eine Magere 

Flachland-Mähwiese. Das FFH-Gebiet „Schmeietal“ (Nr. 7820341) beginnt etwa 200 bis 280 m 

südlich und östlich des Planungsgebietes. Das Vogelschutzgebiet „Südwestalb und Oberes Do-

nautal“ (Nr. 7820441) liegt in etwa 300 m Entfernung. 

 

3.2 Beschreibung der Schutzgüter 

3.2.1 Landschaft, Erholung, Kulturgüter 

Das künftige Wohngebiet selbst stellt sich aufgrund der offenen landschaftlichen Nutzflächen 

wenig abwechslungsreich dar. Der bestehende Ortsrand ist nicht eingegrünt. Nordwestlich des 

Planungsgebietes befindet sich der Friedhof von Oberschmeien mit randlichen Baumreihen. Nach 

Norden und Osten hin schließen sich in der flachwelligen Landschaft landwirtschaftliche Nutzflä-

chen an, die nach etwa 300 m vom Waldrand begrenzt werden. Nach Südosten wird das Relief 

der Landschaft stark bewegt, bevor es in ein schmales bewaldetes Tal übergeht. Südlich des Pla-

nungsgebiets fällt das Gelände deutlich zu einer weiteren Tallage hin ab, die aufgrund vieler 
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Bäume vom Planungsgebiet aus jedoch nicht einsehbar ist (Abb. 3). In westlicher Richtung sind 

vom Planungsgebiet aus hinter der Ortslage von Oberschmeien nur die bewaldeten Anhöhen auf 

der gegenüberliegenden Talflanke des Schmeientals erkennbar.  

 

 

Abb. 3: Blick vom Asphaltweg aus nach Süden (21.10.2020) 

 

Das Planungsgebiet liegt grundsätzlich sehr ruhig. Während der Schießzeiten des Truppen-

übungsplatzes „Heuberg“ kann allerdings bei entsprechender Wetterlage deutliches Krachen 

durch Sprengübungen wahrgenommen werden.  

Die Erholungsfunktion des Planungsgebiets beschränkt sich auf Spaziergänge der Anwohner ent-

lang des Planungsgebiets und zum Wald. Über archäologische Funde oder andere Kulturgüter im 

Planungsgebiet ist derzeit nichts bekannt. 

 

3.2.2 Mensch, Klima, Luft 

Für den Menschen ist das eigentliche Planungsgebiet derzeit in erster Linie als landwirtschaftliche 

Nutzfläche von Bedeutung. Da die Ackerböden sehr steinig sind, ist die Ertragsfähigkeit der 

Äcker im Planungsgebiet nur gering einzustufen.  

Die klimatische Situation stellt sich im näheren Umfeld ausgeglichen dar. Auf den überwiegend 

landwirtschaftlich genutzten Freiflächen wird ausreichend Frischluft produziert. Aufgrund der 

geringen Besiedlungsdichte kann ein guter Luftaustausch mit den wenigen bebauten Flächen er-

folgen. Im näheren Umfeld sind keine lufthygienischen Belastungen bekannt. 
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3.2.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Etwa die Hälfte des Geltungsbereiches wird als Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation 

bewirtschaftet. Die Kalkscherbenäcker werden intensiv bewirtschaftet, so dass sich keine hoch-

wertige Ackerwildkrautflora entwickeln konnte. Die Wiesenfläche nördlich des Asphaltweges ist 

von nährstoffliebenden Arten wie Knäuelgras, Wiesen-Bärenklau, Löwenzahn und Wiesen-

Kerbel geprägt. Daneben kommen nur wenige andere Arten vor. Der Bereich des Bolzplatzes 

wird etwas häufiger gemäht und weist auch nur häufig vorkommende Wiesenarten auf. Gleiches 

gilt für die Wiesenfläche im nördlichen Bereich des Flst. 296/2 und einen Streifen von mehreren 

Metern um die bestehende Bebauung. Der westliche Bereich des Flst. 296/2 wird offensichtlich 

nur selten gemäht, stellt sich jedoch stark gräserdominiert dar. Alle Grünlandflächen sind als 

Fettwiese mittlerer Standorte unterschiedlicher Ausprägungen anzusprechen. Die südlichen 

Ackerflächen im Planungsgebiet werden durch einen selten gemähten Grasweg erschlossen. 

Hochwertige Biotoptypen kommen innerhalb des Planungsgebiets nicht vor. Die bei der arten-

schutzrechtlichen Relevanzbegehung am 19.10.2020 festgestellte Lauchschreckeist aufgrund der 

Klimaerwärmung in Ausbreitung begriffen. 

 

3.2.4 Boden, Fläche und Wasserhaushalt 

Die hydrogeologische Situation des Planungsgebietes wird von der geologischen Einheit „Unterer 

Massenkalk“ mit teilweise tonigem, ungeschichtetem Kalkstein bestimmt, die die Hydrogeologi-

sche Einheit des Oberjura (Schwäbische Fazies) ausbildet. Die Massenkalkformationen bilden 

hier zusammen mit den liegenden und hangenden Oberjura-Karbonaten Karstgrundwasserleiter 

mit mittlerer Durchlässigkeit und hoher Ergiebigkeit aus. Die Schutzfunktion der überlagernden 

Schichten ist nach den Daten des LGRG als sehr gering einzustufen. Randlich kann zu den Kollu-

vien und der Rendzina aus geringmächtigen Abschwemmmassen auch Terra fusca und Braune 

Rendzina hinzukommen.  

 

Die Bodenschätzung gibt für den Bereich südlich des Asphaltweges die Bodenart sandigen Lehm 

aus Verwitterung mit deutlichem Steinanteil der Zustandsstufe 6 bis 7 (schlecht bis sehr schlecht) 

an. Die Bodenzahl liegt im unteren Bereich bei 20 bis 27. Die Ausgleichsfunktion im Wasser-

haushalt, die natürliche Bodenfruchtbarkeit und die Filter- und Pufferleistung des Bodens gegen-

über Schadstoffen liegen im unteren Bereich. Damit ergibt sich eine hohe bis sehr hohe Eignung 

des Standorts für die Ausbildung natürlicher Sonderstandorte.  

Der Boden im Bereich nördlich des Asphaltweges wird als stark lehmiger Ton aus Verwitterung 

der Zustandsstufe 5 (mittelmäßig) charakterisiert. Die Bodenzahl liegt mit 28 bis 40 eher im unte-
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ren Bereich. Die Funktion als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und als Standort für Kultur-

pflanzen wird mit gering eingestuft. Die Filter- und Pufferleistung des Bodens gegenüber Schad-

stoffen ist als hoch einzustufen. Der Standort besitzt keine besondere Eignung zur Ausbildung 

natürlicher Sonderstandorte.  

Das Bebauungskonzept sieht eine lockere Wohnbebauung mit Grundstücken mittlerer Größe vor, 

um nicht unnötig Fläche in Anspruch zu nehmen.  

 

3.2.5 Oberflächenwasser 

Im Planungsgebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. 

 

4 Prognose der Umweltauswirkungen 

4.1 Artenschutzrechtliche Beurteilung 

Im Rahmen einer Relevanzbegehung des Gebietes am 19.10.2020 wurden keine Hinweise auf das 

Vorkommen von europarechtlich streng geschützte Tier- und Pflanzenarten wie der Dicken 

Trespe (Bromus grossus) oder der Zauneidechse (Lacerta agilis) festgestellt. Letztere kann auf-

grund des Fehlens von geeigneten Saumstrukturen ausgeschlossen werden. Von der Gruppe der 

europäischen Vogelarten sind lediglich die Offenlandbewohner relevant, v. a. die landesweit als 

„gefährdet“ eingestufte Feldlerche (BAUER et al. 2016). Deshalb wird nachfolgend der potenzielle 

Lebensraumverlust dieser Art analysiert. 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans kann ein Vorkommen der Feldlerche auf-

grund des artspezifischen Abstandes der Brutreviere zu den bestehenden Gebäuden ausgeschlos-

sen werden (sog. Kulissenwirkung). Durch weitere Gehölzkulissen und die kesselartige Lage des 

angrenzenden Offenlandes zwischen dem Siedlungsgebiet und den umgebenden Waldgebieten ist 

der potenzielle Lebensraum der Feldlerche lediglich etwa 4,4 ha groß (Abb. 4). Diese Fläche 

würde in solch einem suboptimalen Lebensraum nur dann die Mindestanforderungen für die Aus-

bildung eines Brutrevieres erfüllen, wenn auf allen Grundstücken geeignete Kulturen wie Getrei-

de angebaut würde. Der potenzielle Lebensraumverlust der geplanten Bebauung würde aber selbst 

in diesem Fall weniger als 0,4 ha betragen. Dies entspricht maximal 1/10 Feldlerchenrevier.  

Für Vogelarten hat das BVerwG festgestellt, dass deren Brutstätten (=Fortpflanzungsstätten) je-

denfalls nur dann betroffen sind, wenn ein ganzes Brutrevier, in dem sich regelmäßig benutzte 

Brutplätze befinden, vollständig beseitigt wird (BVerwG, Urt. V. 21.6.2006 – 9 A 28.05, Leitsatz 



 10 

und Rn. 33, zit. in TRAUTNER 2020). Durch das geplante Baugebiet geht kein ganzes und kein 

regelmäßig genutztes Brutrevier der Feldlerche verloren. Somit verstößt das Vorhaben nicht ge-

gen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG und kann aus artenschutzrechtlicher Sicht zugelassen 

werden. Vertiefende Untersuchungen werden nicht für erforderlich gehalten.  

 

 

Abb. 4: Analyse des potenziellen Lebensraumverlustes der Feldlerche (M. 1:5.000) 

 

4.2 Allgemeine Umweltauswirkungen 

Bei einer Realisierung des Bebauungsplanes wird das bestehende Wohngebiet in östlicher Rich-

tung um 16 Wohnhäuser erweitert. Das kleine Baugebiet wird sich aufgrund seiner vorgesehenen 

Nutzungsart nicht erheblich auf das Landschaftsbild und die Erholungsfunktion auswirken. Zur 

freien Landschaft in nördlicher und östlicher Richtung ist eine Eingrünung mit Laubbäumen vor-

gesehen. In südlicher Richtung ist keine Eingrünung durch den Bebauungsplan festgesetzt.  

Die klimatische und lufthygienische Situation wird sich in der Umgebung des Planungsgebietes 

durch die Realisierung des Wohngebiets nicht deutlich verschlechtern. Auf der Fläche selbst 
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kommt es zu lokalklimatischen Veränderungen durch die Versiegelung bislang offener vegetati-

onsbestandener Böden. Aufgrund der lockeren Bebauung bleibt der Frischluftaustausch mit den 

umgebenden Freiflächen noch gewährleistet.  

Durch die geplante Bebauung und die Erschließungsstraßen werden überwiegend gering- bis mit-

telwertige Biotoptypen überbaut. Hochwertige Biotoptypen sind nicht betroffen. Es gehen Böden 

mit geringer Ertragsfähigkeit verloren, so dass die Auswirkungen auf die Landwirtschaft nicht als 

erheblich einzustufen sind. Teilweise besitzen die Böden im südlichen Teil des Geltungsbereiches 

jedoch ein hohes bis sehr hohes Potenzial zur Ausbildung natürlicher Sonderstandorte und damit 

eine besondere Wertigkeit. Eine Überbauung dieser Böden ist jedoch aufgrund der geringen Flä-

cheninanspruchnahme nicht als erheblicher Eingriff zu werten. 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass das anfallende Niederschlagswasser auf dem jeweiligen 

Grundstück über eine Sickermulde zu versickern ist. Dachbegrünungen auf Flachdächern von 

Garagen und auf flach geneigten Dächern werden empfohlen. Durch die Maßnahmen können die 

Auswirkungen der geplanten Versiegelungen auf die Grundwasserneubildung im Gebiet deutlich 

reduziert werden.  

Durch den Bebauungsplan „Zwirgabel II“ in Oberschmeien werden keine erheblichen Umwelt-

auswirkungen vorbereitet. 

 

5 Empfohlene Maßnahmen 

Folgende Maßnahmen zur Verminderung der umweltbezogenen Auswirkungen werden empfoh-

len und sollten aus Sicht der Verfasser zum Schutz von Natur und Umwelt und insbesondere auch 

des Landschaftsbildes in den Bebauungsplan als Festsetzungen übernommen werden:  

- Oberbodenauftrag auf benachbarte Ackerflächen: Der Oberboden aus dem nördlichen 

Planungsgebiet, der nicht innerhalb des Wohngebiets wiederverwendet werden kann, soll-

te im Rahmen des Bodenmanagements auf geeignete Ackerflächen, für die langfristig 

keine Bebauung vorgesehen ist, mit einer max. Auftragsstärke von 20 cm aufgebracht 

werden. Die Maßnahme ist fachkundig umzusetzen, um sowohl den aufzubringenden als 

auch den vorhandenen Humus in seiner Struktur und Ertragsfähigkeit zu schützen. Die 

Auftragsflächen sind vorab mit dem Landratsamt abzustimmen.  

- Die Artenliste der verwendbaren Bäume für die Eingrünung zur freien Landschaft im Be-

bauungsplan sollte keine Zierarten enthalten. Es sollte nur autochthones Pflanzgut ver-
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wendet werden. Die Liste sollte nach dem Leitfaden der LfU (2002) folgendermaßen ge-

ändert werden: 

  Feld-Ahorn (Acer campestre) 

  Spitz-Ahorn (Acer platanoides)  

  Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)  

  Sand-Birke (Betula pendula) 

  Hainbuche (Carpinus betulus) 

  Rotbuche (Fagus sylvatica)  

  Vogel-Kirsche (Prunus avium)  

  Stiel-Eiche (Quercus robur)  

  Sal-Weide (Salix caprea) 

  Vogelbeere (Sorbus aucuparia)  

  Elsbeere (Sorbus torminalis)  

  Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)  

  Wild-Apfel (Malus domestica)  

  Holz-Birne (Pyrus pyraster)  

  Obst-Hochstämme in Sorten 

 

- Am Rand des Baugebietes sollten vorwiegend standortheimische Gehölze verwendet 

werden. Hecken aus Koniferen sollten durch eine entsprechende Festsetzung ausgeschlos-

sen werden. Dadurch wird eine möglichst landschaftsgerechte Eingrünung des neu entste-

henden Ortsrandes auch in südlicher und nördlicher Richtung gewährleistet. Zusätzlich zu 

obenstehender Pflanzenliste ist nach dem Leitfaden der LfU (2002) die Verwendung fol-

gender Pflanzen möglich: 

  Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 

  Haselnuss (Corylus avellana) 

  Zweigriffeliger Weißdorn (Crataegus laevigata) 

  Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 

  Gemeines Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 

  Gemeiner Liguster (Ligustrum vulgare) 

  Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 

  Echter Kreuzdorn (Rhamnus cathartica) 

  Hunds-Rose (Rosa canina) 

  Wein-Rose (Rosa rubiginosa) 

  Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 

  Trauben-Holunder (Sambucus racemosa) 

  Wolliger Schneeball (Viburnum lantana)  
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